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Zur Tagesordnung stehen: 
 
A. ÖFFENTLICHER TEIL Vorlage: 

 
1. 

 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für 
straßenbauliche Maßnahmen (Straßenbaubeitragssatzung)  
- Erlass des 1. Nachtrags zur Straßenbaubeitragssatzung 

 
IX/807 

 
2. 

 
Abwassergebühren für das Jahr 2017  
- Erlass des 2. Nachtrags zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung 

 
IX/811 

 
3. 

 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf den Ruhrverband  
- Bürgerbegehren 

 
IX/809 

 
4. 

 
Stadtverwaltung Schmallenberg - modern und digital in die Zukunft  
- Strategiekonzept eGovernment 

 
IX/803 

 
5. 

 
Änderung des Umlegungsplanes Grafschaft vom 04.08.1951 - G 239 
-; 
Satzungserlass 

 
IX/781 

 
6. 

 
Bericht der Verwaltung 

 
 

 
7. 

 
Verschiedenes 

 
 

   

 
B. NICHTÖFFENTLICHER TEIL Vorlage: 

 
1. 

 
Zukünftige Nutzung des Gebäudes der ehemaligen Valentin-Schule 

 
IX/823 

 
2. 

 
Erwerb eines Grundstücks im Stadtteil Bad Fredeburg; 
Genehmigung des Grundstückskaufvertrags 

 
IX/814 

 
3. 

 
Ausschreibung der Unterhaltsreinigung des Schulzentrums in 
Schmallenberg  
- Auftragsvergabe 

 
IX/822 

 
4. 

 
Unbefristete Niederschlagung von Insolvenzforderungen aus der 
Rückzahlung von Leistungen nach dem UVG 

 
IX/797 

 
5. 

 
Unbefristete Niederschlagung einer rückständigen 
Insolvenzforderung 

 
IX/808 

 
6. 

 
Bericht der Verwaltung 

 
 

 
7. 

 
Verschiedenes 

 
 

   

 
Bürgermeister Halbe eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass zur 
Sitzung frist- und formgerecht eingeladen wurde und der Ausschuss beschlussfähig ist.  
 
Herr Wiese fragt nach, warum die zukünftige Nutzung des Gebäudes der ehemaligen 
Valentin-Schule im nichtöffentlichen Teil der Sitzung behandelt werden solle, da es nicht um 
Personalangelegenheiten oder etwas ähnlich Geheimhaltungswürdiges gehe. 
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Herr Halbe erklärt, dass man im Vorfeld keine öffentliche Diskussion gewollt habe, wenn die 
Vorlage so früh verfügbar sei. Er stimmt jedoch zu, dass dieser Punkt in der öffentlichen 
Sitzung besprochen werden könne. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt einstimmig  
 
TOP 1 Zukünftige Nutzung des Gebäudes der ehemaligen Valentin-Schule 

  Vorlage IX/823 

 

vom nichtöffentlichen Teil in den öffentlichen Teil zu verschieben und dort als TOP 6 zu 
behandeln. Die anschließenden Tagesordnungspunkte verschieben sich entsprechend. 
 
Weitere Änderungsanträge zur Tagesordnung werden nicht gestellt. 
 

A.  ÖFFENTLICHER TEIL 

 

 TOP  1 

 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für 

straßenbauliche Maßnahmen (Straßenbaubeitragssatzung)  

- Erlass des 1. Nachtrags zur Straßenbaubeitragssatzung IX/807 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 
 
Herr Eickelmann und Herr Voss erklären sich für befangen und nehmen an der Beratung und 
Beschlussfassung dieses Punktes nicht teil. 
 
Herr Wiese fragt, warum es eine Abweichung zur vorherigen Satzung bei den Gehwegen und 
Parkstreifen bei Anliegerstraßen (60 % statt 50 %) gebe. 
 
Herr Plett erklärt, dass die Rechtsprechung für Anlieger bei Gehwegen und Parkstreifen einen 
größeren Vorteil sehe als bei Fahrbahnen. Deshalb liege die Beitragspflicht für die Fahrbahn 
bei 50 % und bei Gehwegen sowie Parkstreifen bei 60 %. Er fügt hinzu, dass die 
Beitragspflicht bei Gehwegen auch in der alten Satzung 60 % betragen habe. Lediglich der 
Prozentsatz für die Parkstreifen habe sich geändert. 
 
Herr Bette sagt, dass die Satzung ohne eine Änderung wieder auf den alten Stand gesetzt 
werden solle. 
 
Herr Halbe schlägt daher vor, den Anteil der Beitragspflichtigen bei Parkstreifen an 
Anliegerstraßen von 60 % auf 50 % zu ändern. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt der Stadtvertretung einstimmig folgende 
Beschlussfassung vor: 
 
Die Stadtvertretung beschließt den der Vorlage beiliegenden Entwurf des 1. Nachtrags zur 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Schmallenberg als Satzung mit der Änderung, den Beitragssatz zu 1. c) mit 50 v.H. 
festzusetzen. 
 
 

 TOP  2 

 
Abwassergebühren für das Jahr 2017  

- Erlass des 2. Nachtrags zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Entwässerungssatzung  IX/811 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 



 

Haupt- und Finanzausschuss - Sitzung IX/20 - Sitzungsdatum 23.05.2017 

4 

 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt der Stadtvertretung einstimmig folgende 
Beschlussfassung vor: 
 
Die Stadtvertretung beschließt den als Anlage zur Vorlage beigefügten Entwurf des 2. 
Nachtrags der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Schmallenberg als Satzung. 
 
 

 TOP  3 

 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf den Ruhrverband  

- Bürgerbegehren  IX/809 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 
 
Herr Halbe erläutert kurz die Vorlage und erklärt, dass man dieser alle für die Entscheidung 
relevanten Schreiben beigefügt habe. 
 
Herr Wiese erklärt, dass es sich dabei um eine hochkomplexe Angelegenheit handle. Im 
letzten halben Jahr seien viele widerstrebende Dinge passiert. Die UWG-Fraktion wolle 
jedoch die rd. 3.300 Stimmen nicht als wertlos darstellen. Daher favorisiere man einen 
Bürgerentscheid. 
 
Herr Pape liest eine Stellungnahme der BfS-Fraktion vor: „3334 Unterschriften haben ein 
großes Gewicht. Das können Sie nicht unberücksichtigt lassen und einfach beiseiteschieben, 
das ist Ihnen wohl bewusst. Deshalb suchen Sie nach einem Ausweg, indem Sie die 
Verantwortung an die Juristen abschieben. Fragwürdige Gutachten sollen Ihnen die 
Begründung dafür liefern, das Bürgerbegehren für unzulässig zu erklären, wobei ein Büro 
eindeutig als Befangen eingestuft werden muss und somit nicht als Grundlage für eine so 
wichtige Entscheidung dienen kann. Wir haben immer davor gewarnt, diese für die 
Glaubwürdigkeit des Rates so wichtige Entscheidung über ein Bürgerbegehren Juristen zu 
überlassen. Nehmen Sie das Votum der Bürger ernst und geben Sie dem Bürgerbegehren 
Raum, entscheiden Sie sich für die Bürger und machen Sie den Weg frei für einen 
Bürgerentscheid.“ 
 
Herr Poggel sagt, dass man den Initiatoren in der letzten Ratssitzung die Hand gereicht habe. 
Nur einen Tag später sei ein Schreiben verfasst worden, dass man einem gemeinsam 
beauftragten Gutachten nicht folgen werde. Er erklärt, dass die CDU-Fraktion aufgrund 
erheblicher Bedenken dem Rechtsgutachten folgen müsse, ohne das Demokratieverständnis 
in Frage zu stellen. 
 
Herr Meyer stellt klar, dass es nur um die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens gehe. Die 
Hürden für ein solches Begehren seien hoch. Dies bedeute jedoch nicht, dass man sich nicht 
gesetzeskonform benehmen müsse. Er zieht einen Vergleich zum Sport und sagt, dass auch 
da für Profis und Amateure die gleichen Regeln gelten. Die Zahl der Unterschriften bedeute 
nicht, dass man ein Auge zudrücken könne. Die Initiatoren sowie die BfS- und UWG-Fraktion 
müssten sich eine ungenügende Vorbereitung vorwerfen lassen. Die Grünen-Fraktion werde 
deshalb den Rechtsgutachten und dem Beschlussvorschlag folgen.  
 
Herr Welfens legt dar, dass es nichts Neues sei, dass die gesetzlichen Hürden für ein 
Bürgerbegehren sehr hoch seien. Diese vorhandenen Hürden und Spielregeln könne der Rat 
jedoch nicht ignorieren. Den Initiatoren sei in Gesprächen gesagt worden, was sie für ein 
Bürgerbegehren tun müssen. Aufgrund der vielen Fehler werde die SPD-Fraktion für eine 
Unzulässigkeit stimmen. 
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Herr Pape erklärt, dass der Rat frei entscheiden könne und nicht gebunden sei. Mit einer 
solchen Entscheidung werde der Rat die Bürger vor den Kopf stoßen, da diese auf die 
Demokratie vertrauen werden. 
 
Herr Dr. Schütte entgegnet, dass es eine sachgerechte Begründung geben müsse. In der 
Begründung gebe es viele Begriffe aus der Wirtschaft. Es gehe jedoch nicht um die 
Wirtschaft, sondern um eine hoheitliche Aufgabenverteilung. Daher dürfe keine Gewichtung 
auf das Wirtschaftliche gelegt werden. Die Unterzeichner seien irregeführt worden. 
 
Herr Pape ist der Meinung, dass nur das Verwaltungsgericht mit einem unabhängigen Richter 
entscheiden könne. Die Gutachter seien nicht unabhängig, da sie bezahlt worden seien. 
 
Herr Bette fragt sich, ob man rechtliche Bedenken gegen Bürgerstimmen abwägen könne. Da 
er sich jedoch nicht über die Bedenken hinwegsetzen könne und es nicht besser wisse, 
werde er den Rechtsgutachten folgen. 
 
Herr Winkelmann führt aus, dass die Bürger nach ihrer Meinung zu einem Bürgerbegehren 
gefragt worden seien. Es ging daher nur darum, ob die Bürger abstimmen dürfen. Das heiße 
nicht, dass diese automatisch gegen eine Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf 
den Ruhrverband seien. Er halte es aufgrund der falschen Darstellung nicht für sachgerecht. 
 
Herr Meyer erklärt, dass für eine Enttäuschung der Bürger aufgrund der schlechten 
Vorbereitung allein die Initiatoren verantwortlich seien. Er halte dies für einen schlechten 
Dienst am Mitbestimmungsrecht der Bürger. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt der Stadtvertretung bei 4 Gegenstimmen der 
UWG- und BfS-Fraktion mehrheitlich folgende Beschlussfassung vor:  
 
Der Rat der Stadt Schmallenberg stellt die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens fest.  
 
 

 TOP  4 

 
Stadtverwaltung Schmallenberg - modern und digital in die Zukunft  

- Strategiekonzept eGovernment  IX/803 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 
 
Herr Eickelmann möchte wissen, ob für die Umsetzung der Strategie ein Budget erforderlich 
sei. 
 
Frau Mette bejaht dies und stellt klar, dass man noch am Anfang stehe und zu diesem 
Zeitpunkt Schätzungen über die Kosten nicht sinnvoll seien. Zunächst müssen die Prozesse 
analysiert und Grundlagen geschaffen werden. 
 
Herr Halbe fügt hinzu, dass die Datenverarbeitungszentrale die größte Last tragen werde und 
stimmt zu, dass es momentan keine Kalkulationsgrundlage gebe. 
 
Herr Eickelmann hält diese Sicht für sehr blauäugig und meint, dass das Projekt eine Menge 
Geld kosten werde. Zumindest ein Teilbudget für 2017 müsste in dem Konzept enthalten 
seien. 
 
Herr Pape ist der Meinung, dass für eine konsequente Umsetzung des Konzeptes eine 
intensive Schulung der Mitarbeiter notwendig sei. 
 
Herr Bette erklärt, dass man das Konzept als Ganzes würdigen müsse. Es sei eine 
eigenständige Erarbeitung. Er lobt, dass die Bürgerorientierung an erster Stelle stehe und es 
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dem integrierten Stadtentwicklungskonzept folge. Die einzelnen Maßnahmen des Konzeptes 
müssten noch weiter erarbeitet werden. 
 
Herr Eickelmann führt aus, dass er so ein Projekt hervorragend finde, die Umsetzung jedoch 
jahrelang dauere und viel Arbeit bedeute. 
 
Frau Mette legt dar, dass in diesem Jahr die E-Akte im Jobcenter starte und man die ersten 
Erfahrungen abwarten wolle. 
 
Herr Halbe sagt, dass dies nur aufgrund einer sehr aufgeschlossenen Mitarbeiterschaft 
möglich sei. 
 
Herr König fügt hinzu, dass insgesamt 11 Arbeitsplätze digitalisiert werden. Auf Dauer werden 
dadurch keine Aktenschränke mehr notwendig sein und die Effizienz werde steigen. 
 
Herr Bette meint, man müsse auch selbstkritisch sein. Es gebe ein elektronisches 
Ratsinformationssystem. Manche Ratsmitglieder erhalten die Unterlagen per Post, einige 
digital und mehrere über beide Wege. Sie selbst seien nicht konsequent in digitaler 
Ratsarbeit. Sein Vorschlag sei, dass man einen Termin bestimme, ab dem Unterlagen nur 
noch digital zur Verfügung gestellt werden. 
 
Herr Meyer erinnert, dass die Grünen-Fraktion für eine Schmallenberg-App plädiert habe. Bei 
Gesprächen habe man festgestellt, dass es verschiedene Arten, hohe Kosten und viel Arbeit 
gebe. Man könne die Kosten jedoch kaum schätzen. 
 
Herr Dr. Schütte fragt, ob andere Kommunen auch ein solches Konzept verfolgen. 
 
Herr Halbe erklärt, dass sich 59 Kommunen im Verbandsgebiet der Citkomm in 3 Kategorien 
für eine Umsetzung des Bereichs eGovernment eingeordnet haben. Man selbst habe sich in 
die mittlere eingruppiert. Die größeren Kommunen befinden sich überwiegend in der 
Kategorie für die schnelle Umsetzung. Es gebe rechtliche Vorgaben und einen großen 
Rahmen an Möglichkeiten, in dem man sich bewege. 
 
Herr Eickelmann gibt zu bedenken, dass sich die Kosten nur verschieben werden. Es werde 
womöglich effizienter, aber nicht günstiger. Neue Kosten entstehen, während alte Kosten 
entfallen. 
 
Herr Halbe nennt abschließend als Beispiel für eine gesteigerte Effizienz die Digitalisierung 
von Bauakten. Dadurch habe man riesige Vorteile bei der Altaktenbearbeitung. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt das der Vorlage beigefügte eGovernment 
Strategiekonzept als Grundlage für das weitere Vorgehen der Stadt Schmallenberg in Sachen 
eGovernment zustimmend zur Kenntnis. 
 
 
 

 TOP  5 

 
Änderung des Umlegungsplanes Grafschaft vom 04.08.1951 - G 239 -; 

Satzungserlass  IX/781 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt der Stadtvertretung einstimmig folgende 
Beschlussfassung vor: 
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Die Stadtvertretung beschließt, die Satzung über die Änderung des Umlegungsplanes 
Grafschaft vom 04.08.1951 - G 239 - mit Aufhebung von Zweckbestimmungen gemäß dem 
der Vorlage beigefügten Satzungsentwurf zu erlassen und die darin aufgeführten 
Grundstücke bzw. Grundstücksflächen zum Zwecke der Veräußerung einzuziehen. 
 
 

 TOP  6 

 
Zukünftige Nutzung des Gebäudes der ehemaligen Valentin-Schule 

  IX/823 

 
Sachverhalt und Begründung sind in der Vorlage dargestellt. 
 
Frau Mette erläutert die momentane Situation und stellt die Vorlage dar. Sie schlägt vor, im 
Erdgeschoss Platz für einen Kindergarten und die Kindertagesbetreuung einzurichten. Im 
Obergeschoss könnten Räume für die Verwaltung entstehen. Diese könnten vom Jugendamt 
bezogen werden. Darüber hinaus ist eine Ausweitung der Nutzung der VHS möglich, damit 
die Schulzentren entlastet werden können. 
 
Herr Meyer fragt, was mit den Flüchtlingen, die in dem Gebäude leben, passieren werde. 
 
Herr König erklärt, dass nicht mehr viele Flüchtlinge in dem Gebäude leben und diese in 
Wohnungen umgesiedelt werden sollen. Die Betreuer seien bereits informiert. Die Interessen 
der Flüchtlinge sollen berücksichtigt werden. 
 
Herr Ewers merkt an, dass die Flüchtlinge nicht in Randgebiete umgesiedelt werden sollten. 
Sie seien in Schmallenberg aufgrund der Infrastruktur besser aufgehoben. Außerdem fehlen 
ihm konkrete Zahlen in Bezug auf den Kindergarten und die Anmeldungen. 
 
Herr König antwortet, dass der Bedarf an Kindergartenplätzen gerade so gedeckt werden 
könne und mutmaßlich weitere Plätze im nächsten Jahr benötigt werden. Das wisse man 
allerdings erst im Dezember/Januar. 
 
Herr Halbe erklärt in Bezug auf die Flüchtlinge, dass die Integration im Vordergrund stehe und 
dafür der Bezug eigener Wohnungen notwendig sei. Eine dauerhafte Unterbringung in 
Flüchtlingsunterkünften solle vermieden werden. 
 
Herr Wiese findet den Gedanken, das Jugendamt in das Gebäude der ehemaligen Valentin-
Schule umzusiedeln, sympathisch. Er fragt nach, welche Räume dann noch frei bleiben 
werden. 
 
Herr Dicke führt aus, dass die obere Etage noch zu belegen sei. 
 
Herr Pape gibt zu bedenken, dass die Flüchtlingskrise noch nicht beendet sei und man 
Reserven haben sollte, falls die Zuweisungen steigen. 
 
Herr König erläutert, dass die Reserven ausreichen, um einen normalen Flüchtlingsstrom zu 
bewältigen. Die Gebäude halb leer stehen zu lassen, sei unwirtschaftlich. Im nächsten 
Ausschuss für Bildung, Sport, Soziales und Kultur werde man darüber informieren. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und beauftragt die 
Verwaltung, weitere Planungen für eine zukünftige Nutzung der ehemaligen Valentin-Schule 
durch die Bereiche „Kindergarten/-tagesbetreuung, Verwaltung, VHS und sonstige Dritte“ 
vorzunehmen und die erforderlichen Maßnahmen in der Haushaltsplanung 2018 zu 
berücksichtigen. 
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 TOP  7 Bericht der Verwaltung 

 
Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. 
 
 

 TOP  8 

 
Verschiedenes 

 

 TOP  8.1 

 
Radwegenetz 

 
Herr Wiese fragt nach dem Ausbau des Radwegenetzes. 
 
Herr Halbe erläutert, dass man auf die Landtagswahl gewartet habe, um zu wissen, an wen 
man ein solches Schreiben richten solle. Entlang jeder Landes- und Bundesstraße solle ein 
Radweg sein. 
 
 

 TOP  8.2 

 
Straße zwischen Bad Fredeburg und Rimberg 

 
Herr Ewers erklärt, dass die Straße von Fredeburg über den Rimberg dreispurig ausgebaut 
werden solle. Man könne so schneller zur Autobahn in Meschede gelangen. 
 
Herr Halbe teilt mit, dass dies mit in ein Schreiben an den zuständigen Minister aufgenommen 
werden solle. Er sehe in einem Ausbau ebenfalls einen erheblichen Vorteil für die 
Verkehrsinfrastruktur. Es gebe auf der Strecke jedoch viele Ein- und Ausfahrten, die mit 
eingebunden werden müssten.  
 
 

 TOP  8.3 

 
Breitband- und Mobilfunkversorgung 

 
Herr Voss fragt, ob es einen neuen Stand bezüglich der Förderung der Breitbandversorgung 
gebe. Er werde häufig von Bürgern darauf angesprochen. 
 
Herr Halbe erläutert, dass es keinen neuen Sachstand gebe. Eine Bewilligung über 
Fördermittel liege noch nicht vor. Das weitere Verfahren werde wohl noch ein dreiviertel Jahr 
in Anspruch nehmen. 
 
Herr Dicke stimmt zu, dass vor 2018 nicht mit einem Ausbau gerechnet werden könne. 
 
Herr Bette fragt nach einer Verbesserung des Mobilfunknetzes, da einige Orte nur sehr dürftig 
erschlossen seien und schlägt eine Inventur der Gebiete mit mangelhafter Anbindung vor. Es 
handle sich seiner Meinung nach um einen wichtigen Standortfaktor. 
 
Herr Halbe erklärt, dass man dies aufarbeiten werde. 
 
 
 




